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Irland ist nach seinem Ausstieg aus dem vom Internationalen Währungsfonds (IWF), der 
Europäischen Zentralbank (EZB) und der Europäischen Union geschnürten Rettungspaket 
im Jahre 2013 bemüht, seine wirtschaftliche Lage zu verbessern und seine internationale 
Reputation wiederherzustellen. Starkes wirtschaftliches Wachstum, sinkende Arbeitslosig-
keit und eine optimistischere Haltung in Politik und Gesellschaft sprechen ebenfalls für 
eine zunehmende wirtschaftliche Stabilisierung des Landes.  Das Ansehen der  Europäi-
schen Union in der Bevölkerung nahm wieder zu und Irland übernahm eine aktivere Rolle 
in einigen EU-Politikbereichen, insbesondere in den Außenbeziehungen, wobei es auch 
zunehmend seinen Nutzen daraus zog. Mögliche destabilisierende Entwicklungen wie die 
parlamentarischen Unterhauswahlen in Großbritannien im Mai 2015 und die politische 
und wirtschaftliche Lage in Griechenland wurden von Irland aufmerksam verfolgt.

Wirtschaftliche Erholung

Irlands innenpolitische Lage blieb im Berichtzeitraum 2014/15 relativ stabil.  Die 2011 
gewählte Regierungskoalition aus den Parteien Fine Gael und Labour konnte weiterhin ihr 
Amt bestreiten, obwohl sie an ihrer Politik der Durchsetzung der von der Troika aus dem 
IWF, der EZB und der Europäischen Union auferlegten Maßnahmen festhielt. Der Wider-
stand der Öffentlichkeit gegen die Sparpolitik der Regierung nahm jedoch erheblich zu. 
Leistete die irische Bevölkerung während den schlimmsten Zeiten der Finanzkrise kaum 
Widerstand gegen die Regierungspolitik, beteiligte sie sich nun in Massen an öffentlichen 
Protesten wie im November 2014 gegen die Einführung von Wassergebühren ab 2015, die 
Ausdruck ihrer generellen Frustration über die ihnen zugemuteten harten Einschnitte sind. 
Laut einer Umfrage im Dezember 2014 wollten sogar ein Drittel der Iren als Zeichen des 
breiten zivilen Ungehorsams die Zahlung der Wassergebühren verweigern.2 Die Antwort 
der Regierung war die Festlegung einer Kappungsgrenze für die Höhe der Wassergebüh-
ren. Jedoch ist es unwahrscheinlich, dass dies die Opposition beschwichtigen wird.

Seit dem Ausstieg Irlands aus dem Hilfsprogramm unterliegt das Land der Anschluss-
überwachung durch die Europäische Kommission und EZB und der wirtschaftspolitischen 
Beobachtung  im Rahmen  des  Europäischen  Semesters.  Die  irische  Wirtschaft  ist  und 
tendiert auch in Zukunft dazu, die am schnellsten wachsende Volkswirtschaft der Europäi-
schen Union zu sein. Die Wachstumsrate wird für das Jahr 2015 auf circa 3,5 Prozent und 
für 2016 sogar auf 3,6 Prozent geschätzt.3 2015 soll das Bruttoinlandsprodukt über die 
Werte aus den Vorkrisenjahren hinaus ansteigen wie auch die Binnennachfrage die Netto-
exporte als wichtigster Wachstumsmotor Irlands ablösen soll.4 Bis Herbst 2014 wurden die 
Wachstumsraten von den Nettoexporten, insbesondere den starken Handelsbeziehungen zu 

1 Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein.
2 The Irish Times/Ipsos: The Irish Times Poll. December 2014, 4.12.2014.
3 Europäische Kommission (Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen): Post-Programme Surveillance Re-

port. Ireland, Spring 2015.
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den USA und Großbritannien, und Investitionen angetrieben. Erst zum Jahresende holte 
die private Konsumnachfrage auf und das Absatzvolumen des Einzelhandels in Irland stieg 
im September  2014 um 3,4  Prozentpunkte  im Vergleich  zu September  2013 an.5 Die 
Arbeitslosenquote liegt mit weniger als 10 Prozent unter dem EU-Durchschnitt.6 Zwischen 
2014  und 2015  sank in keinem anderen  EU-Mitgliedstaat  die  Arbeitslosigkeit  in  dem 
Maße wie in Irland. Waren im Januar 2014 noch 12,2 Prozent der irischen Bevölkerung 
ohne Beschäftigung, betrug die Arbeitslosenquote im Mai 2015 nur noch 9,7 Prozent.7 
Jedoch bleibt die Jugendarbeitslosigkeit trotz eines Rückgangs auf 21,5 Prozent auf einem 
hohen Niveau.8 Die Nettoabwanderungsrate ging ebenfalls um 35 Prozent zurück.9 Mit 
Blick  auf  die  makroökonomischen  Zielsetzungen  Irlands  fielen  die  Zinsen  auf  irische 
Staatsanleihen auf einen  neuen Tiefstwert,  was begünstigend auf die  Rückzahlung der 
Hilfskredite durch die wieder auf den Markt gebrachten Staatsanleihen Irlands wirkte.

Während  die  Kommission  die  substanzielle  Verbesserung der  Konjunkturaussichten 
Irlands  lobte,  identifizierte  sie  auch  eine  Reihe  von  potenziellen  ökonomischen  und 
finanziellen Risiken: die hohe Überschuldung des privaten und öffentlichen Sektors sowie 
anhaltende Herausforderungen im Finanzsektor insbesondere in Bezug auf die Rentabilität 
von Banken und die Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes, der durch eine hohe struktu-
relle Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist. Im Rahmen des Europäischen Semesters betont 
die Kommission, dass diesen Risiken mit  „entschlossenen politischen Maßnahmen und 
einer spezifischen Überwachung“ entgegengetreten werden müsse.10 Im Mai 2015 veröf-
fentlichte die Kommission zudem folgende länderspezifische Empfehlungen zum nationa-
len  Reformprogramm Irlands:  (1)  Maßnahmen  im Finanz-  und  Steuerwesen  und  eine 
dauerhafte Korrektur des übermäßigen Defizits im Jahr 2015, (2) Reformen zur Steigerung 
der  Kosteneffizienz  im  Gesundheitswesen,  (3)  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Er-
werbsintensität der Haushalte und zur Bekämpfung des Armutsrisikos bei Kindern und (4) 
Reformen im Bankensektor,  insbesondere  dauerhafte  Lösungen für  den überwiegenden 
Teil der in Rückstand befindlichen Hypothekenzahlungen bis Ende 2015.11

Irlands in den späten 1990er Jahren bis 2007 zwar florierende Wohn- und Baubranche 
stellt  das  Land aktuell  vor  eine neue Herausforderung.  Deren  Einbruch trug auch  zur 
Schwere der Krise in Irland bei. In Bezug auf Immobilienpreise bestehen nun neue Beden-
ken, da die Wirtschaftserholung und ein knappes Angebot zum schnellsten Preisanstieg 
führten. Im Vergleich zum Beginn des Jahres 2013 nahmen 2014 die Immobilienpreise in 

4 Europäische  Kommission  (Generaldirektion  Wirtschaft  und  Finanzen):  European  Economic  Forecast, 
Spring 2015, S. 78.

5 Vertretung der Europäischen Kommission in Irland: Newsletter. EU news you can use, 6.November 2014, 
abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/ireland/newsletter/2014/oct-dec/newsletter_6_nov_2014_en_2.htm 
(letzter Zugriff: 28.7.2015).

6 Irish Examiner: CSO numbers show fall in unemployment for 33 consecutive months, 21.5.2015.
7 Central Statistics Office: Umemployment rate (SA), abrufbar unter:  http://www.cso.ie/indicators/default. 

aspx?id=2MUM01 (letzter Zugriff: 30.7.2015).
8 Central Statistics Office: CSO Statistical Release. Quarterly National Household Survey. Employment in -

creases by 2.2% in year to Q1 2015, 21. Mai 2015.
9 Ciara Kenny/Ciarán D'Arcy: Government expects net outward migration to end next year, in: Irish Times,  

28.4.2015.
10 Europäische  Kommission:  Pressemitteilung.  Europäisches Semester  2015:  Beschlüsse  des Kollegiums. 

Brüssel, 25. Februar 2015, Dok. IP/15/4504.
11 Europäische Kommission: Empfehlung für eine Empfehlung des Rates zum nationalen Reformprogramm 

Irlands 2015 mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitätsprogramm Irlands 2015, COM (2015) 258  
final.
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Irland

Irland um 16,3 Prozent zu. Ende 2014 ging der Preisanstieg jedoch zurück. Betrug er im 
dritten Quartal 2014 noch 6,2 Prozent, lag er zum Jahresende nur noch bei 3,8 Prozent.

Die  innenpolitischen  Probleme  und  Widerstände  zu  Reformen  im Wirtschafts-  und 
Finanzsektor  sowie  externe  Entwicklungen  wie  unter  anderem die  Griechenland-Krise 
gefährden den bisherigen positiven Kurs Irlands. Die größte Herausforderung für Irland ist 
daher weiterhin die nachhaltige Sicherung der wirtschaftlichen Erholung zu sichern.

EU-Politik

In der EU-Agrarpolitik trug Irland einen wichtigen politischen Sieg davon. Anfang 2015 
wurde irisches Rindfleisch nach 15 Jahren des Importverbots aufgrund der sogenannten 
BSE-Krise in den 1990er Jahren wieder auf dem US-amerikanischen Markt zugelassen. 
Daraufhin öffneten sich die USA auch den Rindfleischexporten aus der gesamten Europäi-
schen Union. Irland nimmt auch die Förderung über den Struktur- und Investitionsfonds 
der Europäischen Union in Anspruch. Hierzu unterzeichneten Kommission und Irland ein 
Partnerschaftsabkommen für die Förderperiode 2014 bis 2020, in dem eine gemeinsame 
Strategie zur optimalen Nutzung des EU-Fonds von insgesamt 3,357 Mrd. Euro festgehal-
ten ist.12 Damit soll der hohen Arbeitslosigkeit entgegengewirkt, die Wettbewerbsfähigkeit 
gefördert und in Aus- und Fortbildung investiert sowie die Entwicklung hin zu einer um-
weltfreundlichen und ressourceneffizienten Wirtschaft unterstützt werden.

EU-Außenbeziehungen

Irland übernahm eine aktive, kooperative und stützende Rolle in den EU-Außenbeziehun-
gen, insbesondere mit Blick auf die Konflikte und Krisen in Nordafrika, dem Mittleren 
Osten, dem Mittelmeerraum und in der Ost-Ukraine. Auch im Kampf gegen die Ebola-
Epidemie in Westafrika trug Irland zur EU-Hilfe insgesamt 16 Mio. Euro bei.13 Mit Blick 
auf die Flüchtlingskrise im Mittelmeerraum unterstützte Irland die Maßnahmen der Euro-
päischen Union. Im Mai 2014 sendete die irische Regierung zudem in Kooperation mit 
Italien das Marineschiff LÉ Eithne in die Region aus, das über 1.000 Menschen zwischen 
Sizilien  und  Libyen  das  Leben  rettete.  Der  Einsatz,  der  unabhängig  von  der  Triton-
Rettungsaktion der Europäischen Union initiiert wurde, war sogar die erste Überseemis-
sion der irischen Marine. Im EU-Recht steht Irland in vielen Bereichen der Justiz und 
Inneres wie in der Migrations- und Asylpolitik eine Opt-Out-Möglichkeit zu. Tatsächlich 
entscheidet sich Irland wie im Falle der Neuansiedlung von Flüchtlingen und Asylsuchen-
den oft zu einem Opt-In. Die irische Regierung erklärte sich daher bereit, 300 Flüchtlinge 
und Asylsuchende im Rahmen des gemeinsamen Neuansiedlungsprogramms der Europäi-
schen Union aufzunehmen.14 Damit übertrifft Irland die von der Kommission vorgegebene 
Anzahl von 272 Personen. Mit Blick auf die Ukraine-Krise beeinträchtigen die von der 
Europäischen Union gegen Russland verhängten Sanktionen auch den irischen Handel. 
Mit circa 637 Mio. Euro pro Jahr bezifferte irische Exporte15 zählt Russland neben der 

12 Vertretung der Europäischen Kommission in  Irland: Newsletter.  EU news you can use, 20.  November 
2014,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/ireland/newsletter/2014/oct-dec/newsletter_20_nov_2014_en_2 
_2.htm (letzter Zugriff: 29.7.2015).

13 Arthur Beesley: EU leaders pledge €1bn to Ebola battle, in: Irish Times, 25.10.2014.
14 Department of Justice and Equality: Press Release. Ireland responds positively to EU call for Action on  

Migration, 13.  Mai 2015, abrufbar unter:  http://www.justice.ie/en/JELR/Pages/PR15000139 (letzter Zu-
griff: 29.7.2015).

15 Peter Flanagan: Ireland's €637m export trade with Russia at risk over Ukraine crisis, in: Irish Independent, 
10.3.2014.
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Europäischen Union und den USA zu Irlands wichtigsten Handelspartnern. Unabhängig 
davon unterstützt Irland die Hilfsmaßnahmen und verabschiedete das EU-Assoziierungs-
programm mit der Ukraine. Die Handels- und Investitionsbeziehungen mit den USA sind 
von großer Bedeutung, schließlich ist Irland das EU-Mitgliedsland, das die größte Abhän-
gigkeit vom US-amerikanischen Exportmarkt aufweist.16 In einem vom irischen Ministeri-
um für Arbeit, Unternehmen und Innovation in Auftrag gegebenen Bericht hätte zudem die 
Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) einen positiven Effekt auf 
die  Wirtschaft  Irlands.  Nicht  nur  könne das  Bruttoinlandsprodukt  um 1,1  Prozent  an-
steigen, sondern auch das Realeinkommen nähme um 2,4 Mrd. Euro zu.17 Daher zählt die 
Regierung  zu  den  Befürwortern  von  TTIP.  Trotzdem haben  manche  irische  Parteien, 
Mitglieder des Europäischen Parlaments und Interessengruppen Bedenken über die Art 
und  Weise,  wie TTIP verhandelt  und welchen Einfluss  das  Abkommen auf  bestimmte 
Sektoren wie der Agrarwirtschaft haben wird.

Brexit

Ein drohender sogenannter Brexit, das heißt, ein Austritt Großbritanniens aus der Europäi-
schen  Union,  zöge  eine  Reihe  von wirtschaftlichen  und politischen  Konsequenzen  für 
Irland mit sich. Darunter zählen Folgen für die bilaterale Beziehung beider Länder, die 
Stabilität des Friedensprozesses in Nordirland und Irlands Einfluss in der Europäischen 
Union, da es bei einem Brexit einen engen Partner verlöre. Irlands Regierung setzte sich 
zwar vor allem während der Unterhauswahlen im Mai 2015 in Großbritannien für dessen 
Verbleib ein, dennoch arbeitete sie gleichzeitig Notfallpläne für den Fall eines Brexit aus. 
Auch  das  irische  Parlament  und  Wirtschaft  haben  die  Ereignisse  in  Großbritannien 
aufmerksam und besorgt über die möglichen politischen, wirtschaftlichen und finanziellen 
Kosten für Irland verfolgt.

Öffentliche Meinung

Mit der wirtschaftlichen Erholung Irlands überwanden auch die Einstellungen der irischen 
Bevölkerung gegenüber der Europäischen Union ihr Tief. Die Iren zählten traditionell zu 
den starken Befürwortern der Europäischen Integration – Irland ist das optimistischste EU-
Mitgliedsland –, doch die Finanzkrise hatte tiefe Spuren hinterlassen. Laut Eurobarometer-
Umfragen haben 53 Prozent der Befragten ein positives EU-Image. Das sind 12 Prozent 
mehr als im Jahr 2014 und zugleich der höchste Wert seit 2009. Im Vergleich zu den 29 
Prozent der Befragten im Jahr 2012 haben nur noch 16 Prozent ein negatives EU-Bild.18 
78 Prozent der Befragten äußerten sich optimistisch über die Zukunft der Europäischen 
Union,19 womit Irland wiederum den höchsten Wert seit 2009 erreichte. Insgesamt lassen 
die  jüngsten  Ergebnisse  des  Eurobarometers  darauf  schließen,  dass  es  in  Irland  eine 
Tendenz hin zu positiven Einstellungen gegenüber der Europäischen Union gibt.

16 Martin H. Thelle/Tine Jeppesen/Jori Veng Pinje/Anders Kjøller-Hansen/Ronald B. Davies/Joseph F. Fran-
cois: TTIP Impact in  Ireland. Report prepared for the Department of Jobs, Enterprise and Innovation, 
Ireland, Februar 2015.

17 Thelle et al.: TTIP impact in Ireland, 2015, S. 4.
18 TNS Opinion & Social: Standard Eurobarometer 82. Die Öffentliche Meinung in der Europäischen Uni-

on.  Herbst  2014.  Umfrage  durchgeführt  von  TNS Opinion  & Social  im Auftrag der Generaldirektion  
Entwicklung und Zusammenarbeit. National Report Ireland, S. 10.

19 TNS Opinion & Social: Standard Eurobarometer 82. Die Öffentliche Meinung in der Europäischen Uni-
on.  Herbst  2014.  Umfrage  durchgeführt  von  TNS Opinion  & Social  im Auftrag der Generaldirektion  
Entwicklung und Zusammenarbeit. Report, S. 206.
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